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(5) Die Kreistage und die Stadtverordnetenversamm­
lungen der Stadtkreise sind im Interesse der Erhöhung 
des Nutzeffektes der finanziellen Mittel berechtigt, bei 
der Beschlußfassung über den Haushaltsplan festzu­
legen, in welcher Höhe Städten, Stadtbezirken und 
Gemeinden zur Lösung von Schwerpunktaufgaben 
Haushaltsmittel einmalig für das Jahr 1968 zur Ver­
fügung gestellt werden. Die gleichen Rechte haben die 
Bezirkstage gegenüber den Kreisen.

§15

Finanzierung veränderter Aufgabenstellungen

(1) Werden im Laufe des Planjahres Veränderungen 
in der Aufgabenstellung einer Stadt oder Gemeinde 
erforderlich, so ist mit der Beschlußfassung durch den 
Kreistag bzw. Rat des Kreises gleichzeitig über den 
Ausgleich des Haushaltes der Stadt bzw. Gemeinde zu 
entscheiden. Die gleiche Pflicht haben die Bezirkstage 
bzw. Räte der Bezirke gegenüber den Kreisen und der 
Ministerrat gegenüber den Bezirken.

(2) Nach der Beschlußfassung über die Haushalts­
pläne der Bezirke ist der Ministerrat nicht berechtigt, 
Mittel aus den Haushalten der Bezirke abzuziehen, so­
fern es in diesem Gesetz nicht anders geregelt ist. 
Das gilt auch für die Räte der Bezirke bzw. Kreise ge­
genüber den Haushalten der Kreise bzw. Städte und 
Gemeinden.

(3) Führen Beschlüsse oder Maßnahmen der örtlichen 
Volksvertretungen bzw. der örtlichen Räte im eigenen 
Haushalt zu Einnahmeausfällen oder höheren Aus­
gaben als geplant, sind die sich daraus ergebenden 
finanziellen Auswirkungen voll von den örtlichen Haus­
halten zu tragen.

(4) Die örtlichen Räte sind dafür verantwortlich, daß 
ihre Verpflichtungen gegenüber dem Haushalt der Re­
publik termingemäß in voller Höhe erfüllt werden.

§16

Zweckbindung von Haushaltsmitteln

(1) Die in den Haushaltsplänen der zentralen Staats­
organe, der Räte der Bezirke, Stadt- und Landkreise 
sowie Stadtbezirke und ihren staatlichen Einrichtungen 
für die Finanzierung von Investitionen geplanten Haus­
haltsmittel sind zweckgebunden zu verwenden.

(2) Kann eine volkswirtschaftlich günstigere Lösung 
dadurch erzielt werden, daß geplante Investitionen zu­
rückgestellt und statt dessen Werterhaltungsmaßnah­
men durchgeführt werden, können die örtlichen Volks­

vertretungen für die Haushalte der Räte der Bezirke, 
Stadt- und Landkreise sowie Stadtbezirke und der Mi­
nisterrat für den Haushalt der Republik den Einsatz 
freiwerdender Investitionsmittel für die Werterhaltung 
beschließen. In den Haushalten der Räte der Bezirke, 
Stadt- und Landkreise sowie Stadtbezhke ist eine 
solche Erhöhung der für Werterhaltung geplanten Mit­
tel zu Lasten der Investitionsmittel zulässig, wenn die 
im bestätigten Haushaltsplan insgesamt für Wert­
erhaltungen geplanten Mittel voll verwendet werden.

§17

Umverteilung von Haushaltsmitteln

(1) Der Ministerrat regelt die Rechte und Pflichten 
der Minister und Leiter der anderen zentralen Staats­
organe bei der Umverteilung von Haushaltsmitteln.

(2) Die örtlichen Volksvertretungen regeln in eigener 
Zuständigkeit die Rechte und Pflichten ihrer Räte bei 
der -Umverteilung von Haushaltsmitteln während der 
Plandurchführung. Sie legen die Grundsätze fest, nach 
denen die Vorsitzenden und Mitglieder der Räte, die 
Leiter der Fachorgane, der Wirtschaftsorgane und der 
staatlichen Einrichtungen die Umverteilung von Haus­
haltsmitteln vornehmen können. Wesentliche Verände­
rungen der in den Haushaltsplänen für die einzelnen 
Bereiche festgelegten Einnahmen und Ausgaben haben 
die örtlichen Räte ihren Volksvertretungen zur Be­
schlußfassung vorzulegen.

§18

Mehreinnahmen und Minderausgaben in 
den örtlichen Haushalten

(1) Über die Mehreinnahmen und freien Mittel auf 
Grund von Minderausgaben verfügen die örtlichen 
Volksvertretungen. Sie können dieses Recht auf ihre 
Räte übertragen. Die Räte haben über die von ihnen 
beschlossene Verwendung von Mehreinnahmen und 
freien Mitteln den Volksvertretungen Rechenschaft ab­
zulegen.

(2) Für die Finanzierung von Investitionen geplante 
Haushaltsmittel, die infolge Nichtdurchführung geplan­
ter Vorhaben nicht verbraucht werden, sind keine freien 
Mittel im Sinne des Abs. 1. Sie sind von den Räten 
der Bezirke, Stadt- und Landkreise sowie Stadtbezirke 
an den Haushalt der Republik abzuführen. Die Ab­
führung hat unabhängig von der Erreichung des ge­
planten Kassenbestandes zu erfolgen. Bei der Abfüh­
rung kann der Betrag abgesetzt werden, um den durch 
den Einsatz geplanter Investitionsmittel für zusätzliche 
Werterhaltungen gemäß §16 Abs. 2 die im bestätigten 
Haushaltsplan insgesamt für Werterhaltungen geplan­
ten Mittel überschritten worden sind.


